
  

Sitzung des Rates der Wallfahrtsstadt Werl Nr. 6/2017 vom 14.09.2017 
 
I. Öffentliche Sitzung 
 
Tagesordnung: 
 
TOP Vorlage Tagesordnungspunkt 
 Nr.     Nr.  
  
 1       Feststellung der fristgerechten und ordnungsgemäßen Einla-

dung sowie der Beschlussfähigkeit; Hinweis auf das Mitwir-

kungsverbot gem. § 31 GO 
 

 2       Einwohnerfragestunde 
   
 3 656 Erlass einer Satzung der Wallfahrtsstadt Werl über die Erhe-

bung von Kostenersatz und Entgelten bei Einsätzen der Frei-
willigen Feuerwehr Werl 

 
 4 717 Verschmelzung der RLG-Verkehrsdienst GmbH auf die Regio-

nalverkehr Ruhr-Lippe GmbH 

   
 5 702 Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat 

der RLG gem. § 108a GO NRW 
 

 6 722 Ernennung eines Delegierten für die Verbandsversammlung 
des Lippeverbandes 
 

 7 721 Bestellung von Vertretern für die 22. Mitgliederversammlung 
des Städte- und Gemeindebundes NRW (StGB NRW) 

 
 8 724 Ortswappen für Oberbergstraße 

 

 9 711 Wahl des Schiedsmannes für den Schiedsamtsbezirk III 
 

 10 725 Genehmigung einer  
1. überplanmäßigen Aufwendung/Auszahlung gem. § 83 GO 
NRW für bauliche Unterhaltungsmaßnahmen an der Stadthal-

le und 
2. außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung gem. § 85 

Abs.1 S. 2 GO NRW für die Anschaffung eines Küchenblocks 
für die Stadthalle in 2018 
 
 

 11 712a Prüfung des Jahresabschlusses 2016 und Entlastung des 

Bürgermeisters 
 
 

 12 713a Prüfung des Gesamtabschlusses 2010 und Entlastung des 
Bürgermeisters 
 
 
 



  

 13 716a Prüfbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW für den Be-

reich der Zahlungsabwicklung 
 
 

 14 710 Antrag der SPD-Fraktion: 

Umbesetzung von Gremien 
 

 15 726 Antrag der WP!-Fraktion: 

Stadtjubiläum 2018 
 

 16 727 Antrag der WP!-Fraktion: 
Aberkennung der Ehrenbürgerschaft von Adolf Hitler 
 

 17 728 Antrag der WP!-Fraktion: 
Umbesetzung von Gremien 

 
 18   

 

718 
 

 
723 

Mitteilungen 
 

Bericht über die Durchführung der in öffentlicher Sitzung ge-
fassten Beschlüsse des 1. Halbjahres 2017 

 
Stadtjubiläum 2018 (mündlich) 
 

 
 19   Anfragen 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 
Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 
 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  656 
 

TOP                   
 

 

      
 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 
      

31.08.2017 

14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von 52.000,00 € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 21.06.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 32  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 37.10.02      

 

Titel:  
Erlass der Satzung der Wallfahrtsstadt Werl über die Erhebung von Kos-

tenersatz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr Werl  

 
Sachdarstellung: 

 
Der Kostenersatz und die Entgelte für die Inanspruchnahme der Freiwilligen Feuer-
wehr der Stadt Werl werden bisher auf Grundlage der Satzung vom 16.03.2016 
erhoben. Die Satzung wurde im vorherigen Jahr auf die neue rechtliche Grundlage 
Brandschutz-, Hilfeleistungs-, Katastrophenschutzgesetz NRW (BHKG NRW) ange-
passt, es erfolgte zu diesem Zeitpunkt noch keine neue Kalkulation der Gebühren-
sätze. Zwischenzeitlich liegt eine neue Mustersatzung des Städte- und Gemeinde-
bundes vor, die in Zusammenarbeit mit dem Verband der Feuerwehren, dem Deut-
schen Städtetag NRW und dem Landkreistag NRW erstellt wurde und als Grundlage 
der neuen Satzung verwandt wurde. Darüber hinaus wurden in den vergangenen 
Jahren mehrere Fahrzeuge angeschafft, die bisher noch nicht in der Kalkulation zur 
Satzung berücksichtigt waren. 
Die Wallfahrtsstadt Werl ist gem. § 3 Abs. 1 BHKG verpflichtet, als gemeindliche 
Einrichtung eine den örtlichen Verhältnissen entsprechende leistungsfähige Feuer-
wehr vorzuhalten. Die ihr hieraus erwachsenden Kosten muss die Stadt gem. § 50 
Abs. 1 BHKG selbst tragen. 
 
Einsätze der Freiwilligen Feuerwehr die der Wallfahrtsstadt Werl nach dem BHKG 
obliegen, sind grundsätzlich unentgeltlich (z.B. Brandeinsätze, sofern diese nicht 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht sind). Eine Kostenpflicht entsteht in den 
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in § 52 Abs. 2 BHKG aufgeführten Fällen. Diese Fälle sind in § 2 Abs. 2 der Satzung 
abschließend aufgeführt –sh. beigefügte Synopse-. Hier kann die Stadt Ersatz der 
ihr durch Einsätze entstandenen Kosten verlangen (z.B. von Eigentümern von 
Brandmeldeanlagen bei nicht bestimmungsgemäßem Auslösen, Fahrzeughaltern bei 
Schäden, die während des Betriebs des Fahrzeugs entstehen). 
Der Kostenersatz nach § 52 Absatz 2 BHKG ist durch Satzung zu regeln; hierbei 
können Pauschalbeträge festgelegt werden. Der Kostenersatz darf höchstens so 
bemessen werden, dass die nach betriebswirtschaftlichen Grundsätzen insgesamt 
ansatzfähigen Kosten gedeckt werden. Zu den Kosten gehören auch die anteilige 
Verzinsung des Eigenkapitals und die anteiligen Abschreibungen sowie Verwal-
tungskosten einschließlich anteiliger Gemeinkosten. 
 
Die Kostenersatzhöhe wurde wie folgt ermittelt: 

 
Die Kalkulation erfolgte nach betriebswirtschaftlichen Maßstäben und Grundsätzen. 
Die im Betriebsabrechnungsbogen enthaltenen Kosten basieren auf den ansatzfähi-
gen Aufwendungen der Jahre 2014 bis 2016. 
 
Hierbei muss nunmehr im Gegenteil zu den bisherigen Kalkulationen zwischen zwei 
Kostengruppen unterschieden werden und zwar zwischen den  
 

• unmittelbaren Einsatzkosten (variable Kosten)  
• und den Kosten, die unabhängig von den Einsätzen anfallen, den Vorhalte-

kosten (fixen Kosten). 
 

Diese stringente Unterscheidung fußt auf der Entscheidung des VG Münster vom 
23.01.2012, wonach bei den Vorhaltekosten nicht wie bei den variablen Kosten 
durch die Einsatzstunden geteilt werden darf, sondern nur durch die Zahl der Jah-
resstunden (8760 Stunden= 365 Tage x 24h). 
Diese Entscheidung führt zu einem erheblichen Einbruch bei einzelnen Kostener-
satzsätzen (sh.  S. 8 und 9 der Synopse, z.B. können für Löschfahrzeuge statt der 
bisherigen 90,00 € pro Stunde zukünftig nur noch 14,00 € pro Stunde erhoben 
werden). Dies muss aber so hingenommen werden, da der Kostenpflichtige nach 
der bisherigen praktizierten Berechnungsweise (Division aller Kosten durch die 
Einsatzstunden, mit Ausnahme der Abschreibungsbeträge und den kalkulatorischen 
Zinsen) im Einzelfall unzumutbar belastet wird. Die weitere Anwendung der bisheri-
gen Berechnung hätte zur Folge, dass die kostenpflichtigen Einsätze umso teurer 
werden, je geringer die Zahl der Einsatzstunden pro Jahr insgesamt ist. 
 
Die Aufteilung der Aufwendungen in fixe und variable Kosten wurde für die Kalkula-
tion wie folgt vorgenommen: 
 
Fixkosten:  (Divisor Jahresstunden 8760) 
 
Haltung Fahrzeuge:     - Wartung und Instandsetzung 
       - Versicherung Fahrzeuge 
Unterhaltung Geräte, Inventar:    - Ersatz- u. Neubeschaffung fix 
Dienst- und Schutzkleidung:  - Beschaffung Dienst- und Schutzkleidung 
Aufwendungen ehrenamtl. Personal: - Aufwandsentschädigung 
Aus- und Fortbildung:   - Ausbildungskosten 
       - Fachliteratur 
       - Kosten Führerscheine 
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Ehrenamtl. Personal:    - Versicherungen Personal 
       - Medizinische Untersuchungen 
       - Sonderausgaben Personal (z.B. Trauer- 
         kränze, Ehrungen, Reisekosten) 
Gemeinkosten:     - Personalaufwendungen (Verwaltung) 
       - Gebäudebewirtschaftung 
       - Sachkosten (Bürobedarf) 
Kalkulatorische Kosten:   - Abschreibungen 
       - Kalkulatorische Zinsen 
 
Variable Kosten: (Divisor Einsatzstunden) 

 
Haltung Fahrzeuge:    - Treibstoffe 
       - Einsatzbedingte Reparaturen 
Unterhaltung Geräte, Inventar:  - Einsatzbedingte Ersatz- und  
         Neubeschaffungen   
Ehrenamtl. Personal:    - Einsatzverpflegung 
 
 
Zu den Fahrzeugkosten: 

 
Für die Kalkulation der Fahrzeugstundensätze wurden 8 Fahrzeuggruppen gebildet, 
in denen Fahrzeuge mit ähnlichen Funktionen und Aufgaben zusammengefasst 
wurden. 
 

Es wurden nachfolgende Hauptkostenstellen gebildet. 
 

1 = Kommandowagen und sonstige Fahrzeuge bis 3,8 t 
2 = Einsatzleitwagen 
3 = Mannschaftstransportwagen 
4 = Drehleiter 
5 = Löschgruppenfahrzeuge (HLF; LF; TSF) 
6 = Tanklöschfahrzeuge (TLF) 
7  = Rüstwagen, Gerätewagen-Gefahrgut, Gerätewagen-Logistik, Schlauchwagen 
8 = Anhänger 
 
Übungs- und Bewegungsfahrten sowie Fahrten zu Lehrgängen etc. können nicht 
berechnet werden und sind nicht in die Kalkulation eingeflossen. 
Abschreibungen wurden entsprechend der Rechtsprechung des OVG aus dem Jahr 
1996 als lineare Abschreibungen von den tatsächlichen Anschaffungskosten berück-
sichtigt. Ferner wurde eine Eigenkapitalverzinsung berücksichtigt. Sowohl bei den 
Abschreibungen als auch bei den kalkulatorischen Zinsen darf als Anschaffungswert 
nur der Betrag berücksichtigt werden, den die Stadt selbst finanziert hat. Es wurden 
daher verrechnete Zuschüsse und Zuweisungen hiervon abgezogen. 
Der nach der aktuellen Rechtslage höchstens anzuwendende kalkulatorische Zins 
liegt derzeit bei 6,52%. 

 
Zu den Personalkosten: 
 

Die Personalkosten pro Stunde ermitteln sich zum einem aus dem geleisteten 
Verdienstausfall, der in das Verhältnis zu den geleisteten Einsatzstunden zu setzen 
ist. 
Hinzu kommen die ermittelten fixen (z.B. Anteil Umlage Personalkosten Verwal-
tung, Dienst- und Schutzkleidung, Versicherung Personal, Kosten Führerscheine, 



 

 4

medizinische Untersuchungen) sowie auch die variablen Personalkosten (Anteil 
Umlage Personalkosten Verwaltung). 
Die fixen Personalkosten sind ebenfalls durch die Jahresstunden von 8760 zu teilen 
und in das Verhältnis zu dem vorhandenen ehrenamtlichen Personal zu setzen. Als 
Divisor für die variablen Personalkosten gelten die geleisteten Einsatzstunden. 
Die Kalkulation ergibt zukünftig einen Betrag von 24,00 € pro Stunde, der zuvor mit 
32,00 € pro Stunde kalkuliert worden war. 
Weiterhin gilt nach der Rechtsprechung des OVG NRW die Abrechnungseinheit der 
Personalkosten auf einer Viertelstundenbasis. 
 
Kosten für die Hinzuziehung Dritter: 

 
Durch den im BHKG neu hinzugefügten § 52  Abs. 2 Satz 2 wird nunmehr ausdrück-
lich klargestellt, dass auch die sich aus der Hinzuziehung eines Dritten in die Aufga-
benerledigung ergebenden Kosten zu den abrechnungsfähigen Einsatzkosten zählen 
(z.B. für Ölspurbeseitigung oder Kranverleih). Die Satzung wurde aus diesem 
Grunde in § 3 Abs. 5 entsprechend ergänzt. 
 
Zukünftige Kostenersatzentwicklung: 
 

Der Kostenersatz für einen Standardeinsatz (1 Einsatzleitwagen, 1 Hilfeleistungs-
löschfahrzeug, 1 Drehleiter sowie 12 Feuerwehrleute) beträgt im Durchschnitt 
derzeit nach der geltenden Satzung ca. 630,00 €. Ein solcher Einsatz wird dann 
künftig ca. 440,00 € kosten. 
Um zu ermitteln, wie sich die vorgeschlagenen Kostensätze auf den städtischen 
Haushalt auswirken, wurde anhand der 4 häufigsten Einsatzszenarien kostenpflich-
tiger Einsätze, ein durchschnittlicher Prozentsatz der neu ermittelten Kostensätze 
gebildet. Dieser liegt bei 65% der bisherigen Kostensätze, d.h. es ist damit zu 
rechnen, dass sich bei gleichhohen Einsatzzahlen die Einnahmen aus kostenpflichti-
gen Einsätzen um 35% reduzieren werden.  
Entsprechend ist der Ansatz „Öffentlich rechtliche Leistungsentgelte“ im Bereich 
Brandschutz von bisher 80.000,00 € auf zukünftig 52.000,00 € zu reduzieren 
 
Beschlussvorschlag: 
 

Die als Anlage beiliegende Satzung der Wallfahrtsstadt Werl über die Erhebung von 
Kostenersatz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr der Wallfahrts-
stadt Werl wird beschlossen. 
 



1 2 3 4 5 7

2016

DLK PKW ELW MTW
RW,GWG,      

GWL, SW
TLF HLF,LF, TSF Anhänger

1 2 1 5 4 1 10 7

A. Ermittlung Fixk. Fahrzeuge Personal

1 1. Allgemeinkosten 

2 Personalkosten Verwaltung 204.070,67 € 183.663,60 € 183.663,60 €

3 Sachkosten Verwaltung 3.086,60 € 2.777,94 € 2.777,94 €

4 Gebäudebewirtschaftung 139.559,70 € 139.559,70 € 139.559,70 €

5 Kalk. Kosten Gebäude 112.738,24 € 112.738,24 € 48.569,16 € 2.069,97 € 4.139,94 € 2.069,97 € 10.349,85 € 8.279,88 € 2.069,97 € 20.699,70 € 14.489,79 €

6 Kalk. Kosten Einrichtung 7.710,48 € 7.710,48 € 3.321,78 € 141,57 € 283,14 € 141,57 € 707,86 € 566,28 € 141,57 € 1.415,71 € 991,00 €

7 Umlage Personalkosten Verwaltung -183.663,60 € 50:50 91.831,80 € 2.962,32 € 5.924,63 € 2.962,32 € 14.811,58 € 11.849,26 € 2.962,32 € 29.623,16 € 20.736,21 €

8 Umlage Sachkosten Verwaltung -2.777,94 € 50:50 1.388,97 € 44,81 € 89,61 € 44,81 € 224,03 € 179,22 € 44,81 € 448,05 € 313,64 €

9 Umlage Gebäudebewirtschaftung -139.559,70 € 60.124,21 € 2.562,44 € 5.124,87 € 2.562,44 € 12.812,18 € 10.249,74 € 2.562,44 € 25.624,35 € 17.937,05 €

Zwischensumme Allgemeinkosten 346.716,97 € 120.448,72 € 446.449,97 € 0,00 € 0,00 € 0,00 € 205.235,92 € 7.781,10 € 15.562,20 € 7.781,10 € 38.905,49 € 31.124,39 € 7.781,10 € 77.810,98 € 54.467,69 €

10 2. fixe Kosten Fahrzeuge Personal

11 Wartung Instandsetzung 38.117,73 € 38.117,73 € 18.064,05 € 1.480,04 € 374,65 € 2.836,02 € 4.065,75 € 1.314,71 € 8.438,00 € 1.544,50 €

12 Ersatz- und Neubeschaffung fix 36.375,60 € 36.375,60 € 2.521,85 € 246,39 € 123,19 € 3.271,15 € 10.158,87 € 4.720,10 € 13.875,01 € 1.459,05 €

13 Versicherung Fahrzeuge 8.441,51 € 8.441,51 € 489,92 € 298,41 € 237,41 € 965,05 € 1.572,13 € 489,92 € 4.199,89 € 188,78 €

14 Kalk. Kosten Fahrzeuge 209.654,32 € 209.654,32 € 40.485,93 € 586,44 € 0,00 € 9.642,95 € 54.674,61 € 0,00 € 103.634,27 € 630,11 €

15 Kalk. Kosten Geräte 11.066,77 € 11.066,77 € 356,99 € 713,98 € 356,99 € 1.784,96 € 1.427,97 € 356,99 € 3.569,92 € 2.498,95 €

16 Kalk. Kosten Dienst- und Schutzkleidung 5.839,53 € 5.839,53 €    5.839,53 €

17 Dienst- und Schutzkleidung 70.378,06 € 70.378,06 € 70.378,06 €

18 Aufwandsentschädigung 30.083,33 € 30.083,33 € 30.083,33 €

19 Kosten Führerschein 5.044,97 € 5.044,97 € 5.044,97 €

20 medz. Untersuchungen 8.122,66 € 8.122,66 € 8.122,66 €

21 Fachliteratur 4.474,88 € 4.474,88 € 4.474,88 €

22 Versicherung Personal 31.824,08 € 31.824,08 € 31.824,08 €

23 Sonderausgaben Personal 3.067,63 € 3.067,63 € 3.067,63 €

24 Ausbildungskosten 15.395,27 € 15.395,27 € 15.395,27 €

Zwischensumme Fixkosten 251.325,72 € 226.560,61 € 477.886,33 € 174.230,40 € 61.918,75 € 3.325,27 € 1.092,25 € 18.500,13 € 71.899,33 € 6.881,73 € 133.717,10 € 6.321,38 €

Zwischensumme Allgemeinkosten 346.716,97 € 120.448,72 € 446.449,97 € 205.235,92 € 7.781,10 € 15.562,20 € 7.781,10 € 38.905,49 € 31.124,39 € 7.781,10 € 77.810,98 € 54.467,69 €

25 Gesamtsumme Fixkosten 598.042,69 € 347.009,34 € 924.336,30 € 379.466,33 € 69.699,85 € 18.887,47 € 8.873,35 € 57.405,62 € 103.023,72 € 14.662,82 € 211.528,08 € 60.789,07 €

26 Vorhaltekosten Fahrz. = 8760 Std 7,96 € 2,16 € 1,01 € 6,55 € 11,76 € 1,67 € 24,15 € 6,94 €

27 Vorhaltekosten Pers. = 8760 Std/271 0,16 €

28 Gesamtsumme Fixkosten je Std. 0,16 € 7,96 € 1,08 € 1,01 € 1,31 € 2,94 € 1,67 € 2,41 € 0,99 €

B.
Ermittlung variabl.K. Fahrzeuge Personal

29 1. Allgemeinkosten
30 Personalkosten Verwaltung 20.407,07 € 20.407,07 €

31 Sachkosten Verwaltung 308,66 € 308,66 €

32 Umlage Personalkosten Verwaltung -20.407,07 € 50:50 10.203,53 € 329,15 € 658,29 € 329,15 € 1.645,73 € 1.316,58 € 329,15 € 3.291,46 € 2.304,02 €

33 Umlage Sachkosten Verwaltung -308,66 € 50:50 154,33 € 4,98 € 9,96 € 4,98 € 24,89 € 19,91 € 4,98 € 49,78 € 34,85 €

Zwischensumme Allgemeinkosten 20.715,73 € 0,00 € 0,00 € 10.357,86 € 334,12 € 668,25 € 334,12 € 1.670,62 € 1.336,50 € 334,12 € 3.341,25 € 2.338,87 €

34 2. variable Kosten Fahrzeuge Personal
35 Treibstoffe 13.101,22 € 13.101,22 € 869,97 € 1.742,41 € 268,62 € 3.409,37 € 1.986,04 € 304,69 € 4.136,81 € 383,30 €

36 Reparaturen Fahrzeuge 20.428,87 € 20.428,87 € 2.538,15 € 552,28 € 68,88 € 2.860,81 € 2.459,70 € 385,11 € 10.098,12 € 1.465,83 €

37 Ersatz- und Neubeschaffung variabel 68.456,91 € 68.456,91 € 1.443,69 € 3.129,85 € 1.301,33 € 7.453,92 € 16.681,37 € 1.875,83 € 23.207,57 € 13.363,36 €

38 Einsatzverpflegung 1.286,12 € 1.286,12 € 1.286,12 €

Zwischensumme variable kosten 103.273,12 € 103.273,12 € 0,00 € 0,00 € 1.286,12 € 4.851,81 € 5.424,54 € 1.638,83 € 13.724,10 € 21.127,11 € 2.565,63 € 37.442,49 € 15.212,49 €

Zwischensumme Allgemeinkosten 0,00 € 20.715,73 € 0,00 € 0,00 € 10.357,86 € 334,12 € 668,25 € 334,12 € 1.670,62 € 1.336,50 € 334,12 € 3.341,25 € 2.338,87 €

39 Gesamtsumme variable Kosten 103.273,12 € 123.988,85 € 0,00 € 0,00 € 11.643,98 € 5.185,94 € 6.092,79 € 1.972,95 € 15.394,72 € 22.463,61 € 2.899,76 € 40.783,73 € 17.551,36 €
40 Einsatzstd. Fahrzeuge 68:53:00 147:38:20 33:38:40 201:00:40 169:22:00 32:28:00 375:13:40 0:00:00

41 Kosten Einsatzstd Fahrzeuge variabel 75,29 € 20,63 € 58,64 € 15,32 € 33,16 € 89,31 € 10,87 € 0,00 €

Kosten Einsatzstd. Fahrzeuge fix 7,96 € 1,08 € 1,01 € 1,31 € 2,94 € 1,67 € 2,41 € 0,99 €

C. Kosten Einsatzstd Fahrzeug Gesamt 83,24 € 21,71 € 59,65 € 16,63 € 36,10 € 90,99 € 13,28 € 0,99 €

42 Einsatzstd. Personal 4768:44

43 Kosten Einsatzstd Personal variabel 2,44 €

Kosten Einsatzstd Personal fix 0,16 €

44 Kostenersatz Einsatzstd Pers. Durchsch. 3 Jahre 21,13 €

D. Kosten Einsatzstd Personal Gesamt 23,73 €
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Erl. Kostenart
Durchschnitt  letzte 

Jahre
variable   Kosten Fixkosten

Hilfskostenstellen Hauptkostenstellen

Gebäude
Sachkosten 

Verwaltung

Personalkosten 

Verwaltung

Auflösung 

Hilfskosten-

stellen

ehrenamtl. 

Personal

Fahrzeuge



 

 

 

S a t z u n g 

über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 

in der Wallfahrtsstadt Werl 
bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr Werl vom xx.xx.xxxx 

 

 

Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl hat aufgrund der §§ 7 und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben  

f und i der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, § 52 Abs. 2, 4, 5 Satz 2 und 

6 des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 

(BHKG) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-

Westfalen, in seiner Sitzung am xx.xx.xxxx folgende Satzung beschlossen:  

 
§ 1 

Leistungen der Feuerwehr 
 

(1) Die Wallfahrtsstadt Werl unterhält für den Brandschutz und die Hilfeleistung eine 

Freiwillige Feuerwehr nach Maßgabe des Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung 

und den Katastrophenschutz (BHKG).  

 

(2) Darüber hinaus stellt die Feuerwehr bei Veranstaltungen nach Maßgabe des § 27  

BHKG Brandsicherheitswachen, soweit der Veranstalter dieser Verpflichtung nicht genügt 

oder genügen kann.  

 

(3) Des Weiteren kann die Feuerwehr auf Antrag auch freiwillige Hilfeleistungen erbringen. 

Ein Rechtsanspruch zur Durchführung solcher Hilfeleistungen besteht nicht. Über die 

Durchführung entscheidet die Leitung der Feuerwehr.  

 
§ 2 

Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 
 

(1) Die Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 1 sind unentgeltlich, soweit in Abs. 2 nichts 

anderes bestimmt ist.  

 

(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Feuerwehr wird Ersatz der entstandenen  

Kosten verlangt:  

 

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie oder er die Gefahr oder 

den Schaden vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt hat,  

2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines Industrie- oder Gewerbebetriebs 

für die bei einem Brand aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel,  

3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen oder Einrichtungen gemäß §§ 

29 Absatz 1, 30 Absatz 1 Satz 1 oder 31 im Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach 

sonstigen Vorschriften,  

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, wenn die Gefahr oder der 

Schaden bei dem Betrieb von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder 

eines Anhängers, der dazu bestimmt ist von einem Kraftfahrzeug mitgeführt zu 

werden, entstanden ist, sowie von dem Ersatzpflichtigen in sonstigen Fällen der 

Gefährdungshaftung,  

5. von der Transportunternehmerin oder dem Transportunternehmer, der 

Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 

Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden bei der Beförderung von 

Gefahrstoffen oder anderen Stoffen und Gegenständen, von denen aufgrund ihrer 

Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres Zustandes im Zusammenhang mit der 



Beförderung Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für 

die Allgemeinheit, für wichtige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von 

Menschen sowie für Tiere und Sachen ausgehen können oder Wasser gefährdenden 

Stoffen entstanden ist,  

6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 

sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der Schaden beim sonstigen 

Umgang mit Gefahrstoffen oder Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 

entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt,  

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 

sonstigen Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer in Fällen nach 

Nummer 8, wenn der Einsatz Folge einer nicht bestimmungsgemäßen oder 

missbräuchlichen Auslösung ist,  

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine 

Brandmeldung ohne eine für den Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung 

weitergeleitet hat,  

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in grob fahrlässiger 

Unkenntnis der Tatsachen die Feuerwehr alarmiert hat.  

 

(3) Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen für die kostenpflichtige 

Hinzuziehung Dritter. Über die Beauftragung entscheidet die Einsatzleitung.  

 

(4) Entgelte werden erhoben für Brandsicherheitswachen und für freiwillige Leistungen.  

 

(5) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die Pflicht einer anderen 

Behörde oder Einrichtung zur Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind die 

Kosten für den Feuerwehreinsatz vom Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung 

zu erstatten, sofern ein Kostenersatz nach Absatz 2 nicht möglich ist.  

 

§ 3 

Berechnungsgrundlage 
 

(1) Der Kostenersatz und die Entgelte für Personal, Fahrzeuge und Geräte werden nach 

betriebswirtschaftlichen Grundsätzen berechnet. Es können Pauschalbeträge festgelegt 

werden. Zu den Kosten gehören auch die anteilige Verzinsung des Anlagekapitals und die 

anteiligen Abschreibungen sowie Verwaltungskosten einschließlich anteiliger Gemeinkosten.  

 

(2) Soweit der Kostenersatz bzw. die Entgelte nach Stunden zu berechnen sind, wird der 

Zeitraum von der Alarmierung bis zum Einsatzende in Ansatz gebracht. Maßgeblich ist der 

Einsatzbericht. Für jede angefangene Viertelstunde wird ein Viertel des im Kosten- / 

Entgelttarif aufgeführten Stundensatzes berechnet. Bei Einsätzen, die eine besondere 

Reinigung der Fahrzeuge und Geräte erforderlich machen, wird die Zeit für die Reinigung der 

Einsatzzeit hinzugerechnet.  

 

(3) Auf entstandene Personalkosten wird auf den Stundensatz ein Zuschlag von 50% 

erhoben, soweit der Dienst zu ungünstigen Zeiten geleistet wird.  Dienst zu ungünstigen 

Zeiten sind Dienste an Sonntagen und gesetzlichen Wochenfeiertagen, an Samstagen nach 

13.00 Uhr, an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12.00 Uhr; dies gilt auch für 

den 24. und 31. Dezember jeden Jahres, wenn diese Tage nicht auf einen Sonntag fallen, 

und an den übrigen Tagen in der Zeit von 20.00 Uhr bis 06.00 Uhr. 

 

(4) Die Höhe des Kostenersatzes und der Entgelte bestimmt sich nach dem Kostentarif, der 

Bestandteil dieser Satzung ist.  

 

(5) Entstandene Sachkosten, die nicht gemäß Abs. 1 geltend gemacht werden, werden in 

voller Höhe zum jeweiligen Tagespreis berechnet.  

 



(6) Für die Beauftragung privater Unternehmen und / oder Hilfsorganisationen wird  

Kostenersatz geltend gemacht. Die Höhe des geltend gemachten Kostenersatzes  

richtet sich nach den tatsächlich angefallenen Kosten.  

 

(7) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von Entgelten kann abgesehen werden, 

soweit dies nach Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder aufgrund gemeindlichen 

Interesses gerechtfertigt ist.  

 
§ 4 

Kosten- und Entgeltschuldner 
 

(1) Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 2 sind die dort Genannten 

verpflichtet. Mehrere Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.  

 

(2) Zur Zahlung von Entgelten nach § 2 Abs. 4 sind bei Brandsicherheitswachen der 

Veranstalter und bei Entgelten für freiwillige Leistungen der Auftraggeber verpflichtet. 

Mehrere Entgeltpflichtige haften als Gesamtschuldner.  

 

§ 5 

Entstehung, Fälligkeit und Vorausleistungen 
 

(1) Die Kostenersatzansprüche nach § 2 und der Entgeltanspruch nach § 2 Abs. 4 entstehen 

mit Beendigung der jeweiligen Leistungen. Sie werden mit der Bekanntgabe des 

Kostenersatz- oder Entgeltbescheides fällig, wenn im Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt 

bestimmt ist.  

 

(2) Die Leistungen nach § 2 Abs. 4 können von der Vorausentrichtung des Entgelts oder von 

der Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit abhängig gemacht werden.  

 

§ 6 

Haftung 
 

Die Wallfahrtsstadt Werl haftet bei der Erbringung von freiwilligen Leistungen gemäß § 1 (3) 

dieser Satzung nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.  

 

§ 7 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung und der als Anlage beigefügte Kostentarif treten am Tage nach ihrer 

Bekanntmachung im Amtsblatt der Wallfahrtsstadt Werl in Kraft. Gleichzeitig tritt die 

bisherige Satzung nebst Kostentarif vom 17.03.2016, außer Kraft.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



Anlage 

zu § 3 der Satzung über die Erhebung von Kostenersatz und Entgelten bei 
Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr (Kostentarif) 
 
 

Kostenersatz / Entgelte für das eingesetzte Personal und die eingesetzten Fahrzeuge / 

Geräte 

 

Personal je Stunde 
 

Angehörige der Feuerwehr 

(unabhängig vom Dienstgrad) 
 

 

24,00 € 

Fahrzeuggruppen:  
 

Kommandowagen und sonstige Fahrzeuge 

bis 3,8 t 
 

 

22,00 € 

 

Einsatzleitwagen (ELW) 
 

 

60,00 € 

 

Mannschaftstransportwagen (MTW) 
 

 

17,00 € 

 

Drehleiter (DLK) 
 

 

84,00 € 

 

Löschfahrzeuge (HLF, LF, TSF) 
 

 

14,00 € 

 

Tanklöschfahrzeuge (TLF) 
 

 

91,00 € 

 

Rüstwagen (RW), Gerätewagen-Gefahrgut 

(GWG), Gerätewagen-Logistik (GW-L), 

Schlauchwagen (SW) 
 

 

37,00 € 

 

Anhänger 
 

 

1,00 € 

Sonstige Leistungen:  

Für sonstige Leistungen, die in diesem Kostentarif nicht aufgeführt sind, werden die 

einsatzbedingten tatsächlichen Kosten berechnet. 
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Alte Fassung Neue Fassung/Änderung in Fettdruck Erläuterungen 

Satzung der Wallfahrtsstadt Werl über die Erhebung von 

Kostenersatz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen 

Feuerwehr Werl vom 16.03.2016 
  

Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl hat aufgrund der §§ 7, 8  und 41 

Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW 

S. 666, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 25. 

Juni 2015 (GV. NRW S. 496), und der § 21 Abs. 1 und 3 sowie 52 

Abs. 2, 3, 4 und 5 des Gesetzes über den Brandschutz, die 

Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG) vom 17. 

Dezember 2015 (GV. NRW S. 886) in seiner Sitzung am 

16.03.2016 folgende Satzung beschlossen:  

 

Satzung der Wallfahrtsstadt Werl über die Erhebung von 

Kostenersatz und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen 

Feuerwehr Werl vom 21.06.2017 
 

 Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl hat aufgrund der §§ 7,8 

und 41 Abs. 1 Satz 2 Buchstaben f und i der 

Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, § 52 

Abs. 2, 4, 5 Satz 2 und 6 des Gesetzes über den 

Brandschutz, die Hilfeleistung und den Katastrophenschutz 

(BHKG) und der §§ 1, 2, 4 und 6 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen, in seiner Sitzung am 21.06.2017 folgende 

Satzung beschlossen:  

 

 

§ 1 

Leistungen der Feuerwehr 

(1) Die Wallfahrtsstadt Werl unterhält für den Brandschutz und die 

Hilfeleistung eine Freiwillige Feuerwehr nach Maßgabe des 

Gesetzes über den Brandschutz, die Hilfeleistung und den 

Katastrophenschutz (BHKG). Die Einsätze in diesem Rahmen 

sind unentgeltlich, soweit diese Satzung nichts anderes bestimmt. 
 

(2) Darüber hinaus kann die Freiwillige Feuerwehr auch freiwillige 

Hilfeleistungen erbringen. Ein Rechtsanspruch zur Durchführung 

solcher Leistungen besteht nicht. Die Freiwillige Feuerwehr haftet 

bei diesen Leistungen nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

Über die Durchführung entscheidet der Leiter der Freiwilligen 

Feuerwehr. 

 

§ 1 

Leistungen der Feuerwehr 

(1) Die Wallfahrtsstadt Werl unterhält für den Brandschutz 

und die Hilfeleistung eine Freiwillige Feuerwehr nach 

Maßgabe des Gesetzes über den Brandschutz, die 

Hilfeleistung und den Katastrophenschutz (BHKG). Die 

Einsätze in diesem Rahmen sind unentgeltlich, soweit diese 

Satzung nichts anderes bestimmt. 
 

(2) Darüber hinaus stellt die Feuerwehr bei 
Veranstaltungen nach Maßgabe des § 27 BHKG 
Brandsicherheitswachen, soweit der Veranstalter dieser 
Verpflichtung nicht genügt oder genügen kann.  
 

(3) Des Weiteren kann die Feuerwehr auf Antrag auch 
freiwillige Hilfeleistungen erbringen. Ein 
Rechtsanspruch zur Durchführung solcher 
Hilfeleistungen besteht nicht. Über die Durchführung 
entscheidet die Leitung der Feuerwehr. 
 

 

 

 

 

sh. nunmehr § 2 Abs. 1 der neuen Satzung 

 

 

 

Ergänzung zum früherem § 7 Abs. 1 alte 

Satzung 

 

 

Zuvor in Abs. 2 der alten Satzung geregelt 
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§ 2 

Kostenersatz 

(1) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der Freiwilligen 

Feuerwehr kann der Ersatz von entstandenen Kosten verlangt 

werden 
 

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn sie 

oder er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich oder 

grob fahrlässig herbeigeführt hat, 
 

2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines 

Industrie- oder Gewerbetriebes für die bei einem Brand 

aufgewandten Sonderlösch- und Sondereinsatzmittel, 
 

3. von  der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen 

oder Einrichtungen gemäß §§ 29 Abs. 1, 30 Abs. 1 S. 1 

oder 31 im Rahmen ihrer Gefährdungshaftung nach 

sonstigen Vorschriften, 
 

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, 

wenn die Gefahr oder der Schaden bei dem Betrieb von 

Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen oder 

eines Anhängers, der dazu bestimmt ist von einem 

Fahrzeug mitgeführt zu werden, entstanden ist, sowie 

von dem Ersatzpflichtigen in sonstigen Fällen der 

Gefährdungshaftung, 
 

5. von der Transportunternehmerin oder dem 

Transportunternehmer, der Eigentümerin oder dem 

Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 

sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder 

der Schaden bei der Beförderung von Gefahrstoffen oder 

anderen Stoffen und Gegenständen, von denen 

aufgrund ihrer Natur, ihrer Eigenschaften oder ihres 

Zustandes im Zusammenhang mit der Beförderung 

Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, 

insbesondere für die Allgemeinheit, für wichtige 

Gemeinschaftsgüter, für Leben und Gesundheit von 

Menschen sowie für Tiere und Sachen ausgehen können 

oder Wasser gefährdenden Stoffen entstanden 

ist, 

 

6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 

Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 

Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der 

Schaden beim sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen oder 

§ 2 
Erhebung von Kostenersatz und Entgelten 

(1) Die Einsätze der Feuerwehr nach § 1 Abs. 1 sind 
unentgeltlich, soweit in Abs. 2 nichts anderes bestimmt 
ist.  
 

(2) Für die nachfolgend aufgeführten Einsätze der 
Feuerwehr wird Ersatz der entstandenen Kosten 
verlangt:  
 

1. von der Verursacherin oder dem Verursacher, wenn 

sie oder er die Gefahr oder den Schaden vorsätzlich 

oder grob fahrlässig herbeigeführt hat, 
 

2. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer eines 

Industrie- oder Gewerbetriebes für die bei einem 

Brand aufgewandten Sonderlösch- und 

Sondereinsatzmittel, 
 

3. von der Betreiberin oder dem Betreiber von Anlagen 

oder Einrichtungen gemäß §§ 29 Abs. 1, 30 Abs. 1 

S. 1 oder 31 BHKG im Rahmen ihrer Gefährdungs-

haftung nach sonstigen Vor-schriften, 
 

4. von der Fahrzeughalterin oder dem Fahrzeughalter, 

wenn die Gefahr oder der Schaden bei dem Betrieb 

von Kraft-, Schienen-, Luft- oder Wasserfahrzeugen 

oder eines Anhängers, der dazu bestimmt ist von 

einem Fahrzeug mitgeführt zu werden, entstanden 

ist, sowie von dem Ersatz-pflichtigen in sonstigen 

Fällen der Gefährdungshaftung, 
 

5. von der Transportunternehmerin oder dem 

Transportunternehmer, der Eigentümerin oder dem 

Eigentümer, der Besitzerin oder dem Besitzer oder 

sonstigen Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr 

oder der Schaden bei der Beförderung von 

Gefahrstoffen oder anderen Stoffen und 

Gegenständen, von denen aufgrund ihrer Natur, 

ihrer Eigenschaften oder ihres Zustandes im 

Zusammenhang mit der Beförderung Gefahren für 

die öffentliche Sicherheit oder Ordnung, 

insbesondere für die Allgemeinheit, für wichtige 

Gemeinschaftsgüter, für Leben und Gesundheit von 

Menschen sowie für Tiere und Sachen ausgehen 

können oder Wasser gefährdenden Stoffen 

entstanden ist, 

 

 

Zuvor § 1 Abs. 1 alte Satzung, 
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Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 5 

entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände handelt, 
 

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 

Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 

Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage außer in 

den Fällen nach Nummer 8, wenn der Einsatz Folge 

einer nicht bestimmungsgemäßen oder 

missbräuchlichen Auslösung ist, 
 

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen Mitarbeiterin 

oder Mitarbeiter eine Brandmeldung ohne eine für den 

Einsatz der Feuerwehr erforderliche Prüfung 

weitergeleitet hat, 
 

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos oder in 

grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen die 

Feuerwehr alarmiert hat. 
 

Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen Auslagen 

für die kostenpflichtige Hinzuziehung Dritter  
 

(2) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung die  

Pflicht einer anderen Behörde oder Einrichtung zur 

Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind der 

Wallfahrtsstadt Werl die Kosten für den Feuerwehreinsatz vom 

Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung zu erstatten, 

sofern ein Kostenersatz nach Satz 1 nicht möglich ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

(3) Von dem Ersatz der Kosten kann abgesehen werden, soweit 

dies nach Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder 

aufgrund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 

6. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 

Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 

Nutzungsberechtigten, wenn die Gefahr oder der 

Schaden beim sonstigen Umgang mit Gefahrstoffen 

oder Wasser gefährdenden Stoffen gemäß Nummer 

5 entstanden ist, soweit es sich nicht um Brände 

handelt, 
 

7. von der Eigentümerin oder dem Eigentümer, der 

Besitzerin oder dem Besitzer oder sonstigen 

Nutzungsberechtigten einer Brandmeldeanlage 

außer in den Fällen nach Nummer 8, wenn der 

Einsatz Folge einer nicht bestimmungsgemäßen 

oder missbräuchlichen Auslösung ist, 

8. von einem Sicherheitsdienst, wenn dessen 

Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eine Brandmeldung 

ohne eine für den Einsatz der Feuerwehr 

erforderliche Prüfung weitergeleitet hat, 
 

9. von derjenigen Person, die vorsätzlich grundlos 

oder in grob fahrlässiger Unkenntnis der Tatsachen 

die Feuerwehr alarmiert hat. 
 

(3) Zu den Einsatzkosten gehören auch die notwendigen 
Auslagen für die kostenpflichtige Hinzuziehung Dritter  
 

(4) Entgelte werden erhoben für 
Brandsicherheitswachen und für freiwillige Leistungen. 
 

(5) Besteht neben der Pflicht der Feuerwehr zur Hilfeleistung 

die Pflicht einer anderen Behörde oder Einrichtung zur 

Schadensverhütung und Schadensbekämpfung, so sind der 

Wallfahrtstadt Werl die Kosten für den Feuerwehreinsatz 

vom Rechtsträger der anderen Behörde oder Einrichtung zu 

erstatten, sofern ein Kostenersatz nach Absatz 2 nicht 

möglich ist.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

Zuvor kein selbständiger Absatz 
 

 

 

Zuvor in § 7 Abs. 1 der alten 

Satzung geregelt, dieser entfällt. 

 

 

 

 

 

 

 

Der frühere Abs. 3 entfällt an dieser Stelle 

und wird neu in § 3 Abs. 6 der neuen 

Satzung eingefügt. 
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§ 3 

Berechnungsgrundlage 

(1) Die Kosten bestehen aus den Personal-, Fahrzeug-, Geräte- 

und Sachkosten sowie Zins- und Tilgungsleistungen. 

(2) Die Kosten werden nach Maßgabe der §§ 4 bis 6 berechnet.  

§ 3 
Berechnungsgrundlage 

(1) Der Kostenersatz und die Entgelte für Personal, 
Fahrzeuge und Geräte werden nach betriebswirt-
schaftlichen Grundsätzen berechnet. Es können 
Pauschalbeträge festgelegt werden. Zu den Kosten 
gehören auch die anteilige Verzinsung des Anlage-
kapitals und die anteiligen Abschreibungen sowie 
Verwaltungskosten einschließlich anteiliger 
Gemeinkosten.  
 

(2) Soweit der Kostenersatz bzw. die Entgelte nach 
Stunden zu berechnen sind, wird der Zeitraum von der 
Alarmierung bis zum Einsatzende in Ansatz gebracht. 
Maßgeblich ist der Einsatzbericht. Für jede angefangene 
Viertelstunde wird ein Viertel des im Kosten- / 
Entgelttarif aufgeführten Stundensatzes berechnet. Bei 
Einsätzen, die eine besondere Reinigung der Fahrzeuge 
und Geräte erforderlich machen, wird die Zeit für die 
Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet.  
 

(3) Auf entstandene Personalkosten wird auf den 
Stundensatz ein Zuschlag von 50% erhoben, soweit der 
Dienst zu ungünstigen Zeiten geleistet wird.  Dienst zu 
ungünstigen Zeiten sind Dienste an Sonntagen und 
gesetzlichen Wochenfeiertagen, an Samstagen nach 
13.00 Uhr, an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten 
nach 12.00 Uhr; dies gilt auch für den 24. und 31. 
Dezember jeden Jahres, wenn diese Tage nicht auf einen 
Sonntag fallen, und an den übrigen Tagen in der Zeit von 
20.00 Uhr bis 06.00 Uhr. 
 

(4) Die Höhe des Kostenersatzes und der Entgelte 
bestimmt sich nach dem Kostentarif, der Bestandteil 
dieser Satzung ist.  
 

(5) Entstandene Sachkosten, die nicht gemäß Abs. 1 
geltend gemacht werden, werden in voller Höhe zum 
jeweiligen Tagespreis berechnet.  
 

(6) Für die Beauftragung privater Unternehmen und / 
oder Hilfsorganisationen wird  
Kostenersatz geltend gemacht. Die Höhe des geltend 
gemachten Kostenersatzes  
richtet sich nach den tatsächlich angefallenen Kosten.  
 
 

 

 

 

 

• Die Regelungen der §§ 3 bis 6 der 

alten Satzung werden im neuen § 3 

der neuen Satzung komprimiert 

zusammengefasst. 
 

• Die Höhe des Kostenersatzes für das 

Personal ergibt sich aus dem 

Kostentarif, der Bestandteil der 

Satzung ist. 
 

• Abs. 3 neue Fassung war zuvor in  

§ 4 Abs. 2 der alten Fassung geregelt. 
 

• Erstmals aufgeführt wird in Abs. 6 der 

Kostenersatz für beauftragte private 

Unternehmen und/oder 

Hilfsorganisationen, der nunmehr 

möglich ist 
 

• Darüber hinaus greift der Abs. 7 

nunmehr die Regelung zur unbilligen 

Härte auf, früher geregelt in § 2 Abs. 3 

der alten Satzung. 
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(7) Von dem Ersatz der Kosten oder der Erhebung von 
Entgelten kann abgesehen werden, soweit dies nach 
Lage des Einzelfalls eine unbillige Härte wäre oder 
aufgrund gemeindlichen Interesses gerechtfertigt ist. 
 

§ 4 

Personalkosten, Verdienstausfall 

(1) Die Personalkosten berechnen sich nach der Einsatzzeit. Sie 

beginnt mit dem Zeitpunkt der Alarmierung und endet mit der 

Rückkehr zum jeweiligen Feuerwehrgeräteaus. Maßgelblich ist 

insoweit der Einsatzbericht. Bei Einsätzen, die eine besondere 

Reinigung der Fahrzeuge und Gerätes erforderlich machen, wird 

die Zeit für die Reinigung der Einsatzzeit hinzugerechnet. Die 

Abrechnung erfolgt nach Einsatzstunden .Als Mindestgebühr gilt 

der Satz für eine Viertelstunde. Danach wird jede weitere 

angefangene Viertelstunde mit 15 Minute berechnet.  

 (2) Unbeschadet des Abs. 3 wird für die Dauer des Einsatzes je 

eingesetztem Feuerwehrmitglied aller Dienstgrade in der Zeit von 

06.00 Uhr bis 20.00 Uhr ein Stundensatz (pauschal) von 32,00 € 

berechnet. 

Soweit der Dienst zu ungünstigen Zeiten geleistet wird, ist auf 

diesen Stundenlohn ein Zuschlag 50 % zu zahlen. Dienst zu 

ungünstigen Zeiten sind Dienste an Sonntagen und gesetzlichen 

Wochenfeiertagen, an Samstagen nach 13.00 Uhr, an den 

Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12.00 Uhr; dies gilt 

auch für den 24. und 31.Dezember jeden Jahres, wenn diese 

Tage nicht auf einen Sonntag fallen, und an den übrigen Tagen in 

der Zeit von 20.00 Uhr bis 06.00 Uhr.  

(3) Als Personalkosten können auch (anstelle von Abs. 2 

Ansprüche auf Verdienstausfallentschädigung in folgender Höhe 

geltend gemacht werden:  

1. für im Arbeitnehmerverhältnis stehende Angehörige der 

Freiwilligen Feuerwehr in Höhe des Betrages, den die Stadt gem. 
§ 21 Abs. 1 BHKG dem Arbeitgeber zu erstatten hat,  

2. für beruflich selbständige ehrenamtliche Angehörige der 

Freiwilligen Feuer wehr in Höhe der ihnen auf Grundlage der 

Satzung über die Festsetzung von Verdienstausfall der beruflich 

selbstständigen ehrenamtlichen Angehörigen der Freiwilligen 

Feuerwehr Werl zustehenden Entschädigung von 

Verdienstausfall.  

 

 

 

 

entfällt 

 

 

• Abs. 1 der alten Fassung ist 

abschließend geregelt in § 3 Abs. 2 

der neuen Satzung. 

• Abs. 2 der alten Fassung ist nun 

geregelt in § 3 Abs. 3 der neuen 

Fassung 

• Abs. 3 , diese Regelung ist in der 

neuen Mustersatzung nicht mehr 

vorhanden. 
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§ 5 

Fahrzeug- und Gerätekosten 

(1) Die Kosten für die eingesetzten Fahrzeuge und Geräte werden 

aufgrund der Einsatzzeit im Verhältnis zu den Jahresstunden 

berechnet. Die Einsatzzeit  beginnt mit dem Ausrücken und endet 

mit der Rückkehr zum jeweiligen Feuerwehrgerätehaus. Die Höhe 

dieses Kostensatzes bestimmt sich (pauschal) nach dem 

anliegenden und jeweils gültigen Kostentarif, der Bestandteil 

dieser Satzung ist. Bei der Berechnung der Einsatzzeit gilt § 4 

Abs. 1 entsprechend.   

(2) Die Kosten für Kraft- und Schmierstoffe für das jeweilige 

Fahrzeug bzw. Gerät sind im Verhältnis zu der Anzahl der 

konkreten jährlichen Einsätze zu berechnen. Für die 

aufzuwendenden Geräte für Ölsperren wird pauschal je Tag ein 

Betrag von 26,00 € berechnet.  

 

 

entfällt 

 

Abschließend geregelt in § 3 der neuen 

Satzung. 

§ 6 

Sachkosten 

Sachkosten wie Schaummittel, Ölbindemittel, Reinigungsmittel, 

Desinfizierung oder Reparatur/Ersatz von 

Chemikalienschutzanzügen oder für Reparatur/ Ersatz 

anderweitiger Einsatzgerätschaften usw. werden in voller Höhe 

zum jeweiligen Tagespreis berechnet.  

 

entfällt 

 

Abschließend geregelt in § 3 Abs. 4 der 

neuen Satzung. 

§ 7 

Entgelte für sonstige Leistungen der Feuerwehr 

(1) Für freiwillige Hilfeleistungen der Feuerwehr im Sinne des § 1 

Abs. 2 werden Entgelte nach Maßgabe der §§ 4 bis 6 erhoben. 

Bei Brandsicherheitswachen wird abweichend von § 4 Abs. 2 Satz 

1 für die Dauer der Einsatzzeit je eingesetztem Feuerwehrmitglied 

aller Dienstgrade ein Stundenlohn von (pauschal) 16,00 € 

zugrunde gelegt.  

(2) Die entgeltpflichtige Leistung der Feuerwehr kann von der 

Vorausentrichtung des Entgeltes oder von der Hinterlegung einer 

Sicherheit abhängig gemacht werden.  

(3) § 2 Abs. 3 gilt entsprechend.  

 

 

entfällt 

 

 

§ 7 Abs. 1 der alten Fassung geht auf § 1 

Abs. 2 und 3 sowie in § 3 Abs. 1 und 3 der 

neuen Fassung. 

 

 

 

§ 7 Abs. 2 der alten Fassung wird nunmehr 

in § 5 Abs. 2 der neuen Fassung geregelt.  

§ 8 

Kostenschuldner 

Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 2 Abs. 1 

sind die dort genannten Personen verpflichtet. Mehrere 

Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

§ 4 

Kosten- und Entgeltschuldner 
 (1) Zur Zahlung des Kostenersatzes für Einsätze nach § 
2 sind die dort Genannten verpflichtet. Mehrere 
Kostenersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
(2) Zur Zahlung von Entgelten nach § 2 Abs. 4 sind bei 
Brandsicherheitswachen der Veranstalter und bei 

 

 

Die § 8 und 9 der alten Satzung wurden 

zum neue § 4 zusammengefasst. 

Der Abs. 2 enthält darüber hinaus eine 

Konkretisierung bzgl. der 

Brandsicherheitswachen 
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Entgelten für freiwillige Leistungen der Auftraggeber 
verpflichtet. Mehrere Entgeltpflichtige haften als 
Gesamtschuldner.  
 

§ 9 

Entgeltschuldner 

Zur Zahlung des Entgeltes für die in § 1 Abs. 2 genannten 

sonstigen Hilfeleistungen ist derjenige verpflichtet, der die 

Leistung bestellt oder bestellen lässt. Mehrere Entgeltpflichtige 

haften als Gesamtschuldner.  

  

Die § 8 und 9 der alten Satzung wurden 

zum neue § 4 zusammengefasst. 

 

§ 10 

Entstehung und Fälligkeit 

(1) Der Kostenersatzanspruch nach § 2 Abs. 1 entsteht mit 

Beendigung der kostenersatzpflichtigen Leistungen der 

Feuerwehr. Er wird mit der Bekanntgabe des Kostenbescheides 

fällig, wenn in dem Bescheid nicht ein späterer Zeitpunkt 

bestimmt ist.  

(2) Das Entgelt nach § 7 entsteht mit Beendigung der 

entgeltpflichtigen Leistungen der Feuerwehr. Sie wird mit der 

Bekanntgabe des Entgeltbescheides fällig, wenn im Bescheid 

nicht ein späterer Zeitpunkt festgesetzt wird.  

§ 5 

Entstehung, Fälligkeit und Vorausleistungen 
 (1) Die Kostenersatzansprüche nach § 2 und der 
Entgeltanspruch nach § 2 Abs. 4 entstehen mit 
Beendigung der jeweiligen Leistungen. Sie werden mit 
der Bekanntgabe des Kostenersatz- oder 
Entgeltbescheides fällig, wenn im Bescheid nicht ein 
späterer Zeitpunkt bestimmt ist.  
 
(2) Die Leistungen nach § 2 Abs. 4 können von der 
Vorausentrichtung des Entgelts oder von der 
Hinterlegung einer angemessenen Sicherheit abhängig 
gemacht werden 
 

 

§ 5 Abs. 2 vorher § 7 Abs. 2 der alten 

Fassung. 

 § 6 

Haftung 
Die Wallfahrtsstadt Werl haftet bei der Erbringung von 
freiwilligen Leistungen gemäß § 1 (3) dieser Satzung nur 
für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.  

 

 

Zuvor geregelt in § 1 Abs. 2 der alten 

Satzung 

§ 11 

Inkrafttreten 

Diese Satzung und der als Anlage beigefügte Kostentarif treten 

am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Wallfahrtsstadt Werl in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 

Satzung nebst Kostentarif vom 15.12.2011, außer Kraft.  

 

§ 7 

Inkrafttreten 

Diese Satzung und der als Anlage beigefügte Kostentarif 

treten am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt der 

Wallfahrtsstadt Werl in Kraft. Gleichzeitig tritt die bisherige 

Satzung nebst Kostentarif vom 16.03.2016, außer Kraft.  
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Bekanntmachungsanordnung:  

Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Kosten und 

Entgelte bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr Werl vom 

16.03.2016 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird 

darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und 

Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-

Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung nach Ablauf 

eines Jahres seit  

dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein 

vorgeschriebenes  

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet 

oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Werl 

vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift und  

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

 

Werl, den     , gez. Grossmann, Bürgermeister  

 

 

Bekanntmachungsanordnung:  

Die vorstehende Satzung über die Erhebung von Kosten und 

Entgelte bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr Werl vom 

22.06.2017 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Es wird 

darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- 

und Formvorschriften der Gemeindeordnung für das Land 

Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommen dieser Satzung 

nach Ablauf eines Jahres seit  

dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 

kann, es sei denn,  

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein 

vorgeschriebenes  

Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  

b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden,  

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 

beanstandet oder  

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 

Werl vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 

und  

die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  

  

Werl, den     , gez. Grossmann, Bürgermeister  

 

Anlage 

 

zu § 5 Abs. 1 der Satzung der Wallfahrtsstadt Werl über die 

Erhebung von Kostenersatz und Entgelte bei Einsätzen der 

Freiwilligen Feuerwehr Werl vom 16.03.2016 

 

Kostentarif: 

 

 Personal (§ 4 Abs. 2)                                             je Stunde 

                                                                                     32,00 € 

  

Fahrzeugart je Stunde 
Einsatzleitwagen (ELW) 60,50 € 

Mannschaftstransportwagen 

(MTW) 

36,50 € 

Tanklöschfahrzeug (TLF/LF 

16) 

103,00 € 

Löschfahrzeug (LF 8 u. LF 

10/16) 

90,00 € 

Anlage 
 

zu § 3 der Satzung über die Erhebung von Kostenersatz 
und Entgelten bei Einsätzen der Freiwilligen Feuerwehr 
(Kostentarif) 
 

Kostenersatz / Entgelte für das eingesetzte Personal und 
die eingesetzten Fahrzeuge / Geräte 

 

Personal je Stunde 

Angehörige der Feuerwehr 

(unabhängig vom Dienstgrad) 

 

 

24,00 € 

Fahrzeuggruppen:  

Kommandowagen und 

sonstige KFZ bis 3,8 t 

22,00 € 

Einsatzleitwagen (ELW) 
 

60,00 € 
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Drehleiter 150,00 € 

Rüstwagen (RW) 70,00 € 

Gerätewagen Logistik (GWL) 93,00 € 

Gerätewagen Gefahrgut 

(GWG) 

220,00 € 

Hilfeleistungslöschfahrzeug 

(HLF) 

35,00 € 

Tragkraftspritzenfahrzeug 

(TSF) 

81,00 € 

Tragkraftspritzenfahrzeug 

wasserführend 

89,00 € 

 

Mannschaftstransportwagen (MTW) 
 

17,00 € 

Drehleiter (DLK) 
 

84,00 € 

Löschgruppenfahrzeuge 

(HLF, LF, TSF) 

 

 

14,00 € 

Tanklöschfahrzeuge (TLF) 
 

91,00 € 

Rüstwagen (RW), Gerätewagen-

Gefahrgut (GWG), Gerätewagen-

Logistik (GW-L), Schlauchwagen 

(SW) 

 

37,00 € 

Anhänger 

 

1,00 € 

Sonstige Leistungen: 

Für sonstige Leistungen, die in diesem 

Kostentarif nicht aufgeführt sind, werden die 

einsatzbedingten tatsächlichen Kosten 

berechnet. 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 
Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 
 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  717 
 

TOP                   
 

 

      
 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 
      

      

14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 25.08.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10.1-Fa  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 10 24 80      

 

Titel: Verschmelzung der RLG-Verkehrsdienst GmbH auf die Regionalver-
kehr Ruhr-Lippe GmbH 

 
Sachdarstellung: 

 
a) 
Die Verschmelzung der RLG-Verkehrsdienst GmbH und der Regionalverkehr Ruhr-
Lippe GmbH muss aufgrund des zum 01.04.2017 geänderten Arbeitnehmerüberlas-
sungsgesetzes bis spätestens zum 31.12.2017 umgesetzt werden, andernfalls 
entstehen der RLG dauerhaft erhebliche Mehrkosten.  
 
Bisher wurden neue Mitarbeiter in der Tochtergesellschaft RLG-Verkehrsdienst zu 
niedrigen Tariflöhnen eingestellt. Diese Mitarbeiter wurden von der RLG im Rahmen 
der Arbeitnehmerüberlassung eingesetzt. Das neue Arbeitnehmerüberlassungsge-
setz sieht per 01.01.2018 die Zahlung des gleichen Entgeltes bei der Leih- und bei 
der Verleihfirma vor. 
 
Mit der Gewerkschaft ver.di wurde vereinbart, die niedrigeren Tarifstufen des 
Tarifvertrages der RLG-Verkehrsdienst GmbH in den Tarifvertrag der RLG zu integ-
rieren, um dauerhafte Kostenerhöhungen per 01.01.2018 zu vermeiden.  
 
b) 
Die enthaltene Anweisung an den Geschäftsführer ist erforderlich, um eine fristge-
rechte Umsetzung der Verschmelzung sicherzustellen. Sie stellt allerdings lediglich 
eine Anweisung an den Geschäftsführer im Innenverhältnis der Gesellschaft dar, 



 

 2

deren Einhaltung keine Voraussetzung für die Wirksamkeit der erteilten Zustim-
mung zum Verschmelzungsvertrag ist und deren Einhaltung den beteiligten Rechts-
trägern und dem Handelsregister gegenüber nicht nachzuweisen ist. Ein Zustim-
mungsbeschluss unter dem rechtlichen Vorbehalt des Vorliegens der erforderlichen 
Zustimmungen aufgrund von Beschlüssen in den Kreistagen und Räten der Gesell-
schafter sowie des positiven Abschlusses des Anzeigeverfahrens gem. § 115 GO 
NRW würde dazu führen, dass dem Handelsregister gegenüber der Nachweis des 
Vorliegens dieser internen Zustimmung sowie des Abschlusses des Anzeigeverfah-
rens in Form öffentlicher Urkunden zu führen wäre und dass das Handelsregister 
diese Voraussetzungen eigenständig zu prüfen hätte, so dass ein erheblicher Prü-
fungs- und Zeitaufwand bei dem Handelsregister entstünde und dann mit einer 
zeitnahen Eintragung der Verschmelzung nach Anmeldung nicht gerechnet werden 
könnte.  

 
 
Beschlussvorschlag: 

 
a) 
Dem Entwurf des Verschmelzungsvertrages (Stand 20.07.2017) zwischen der 
Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH als aufnehmender und der RLG-Verkehrsdienst 
GmbH als übertragender Gesellschaft gemäß Anlage 1 wird hiermit zugestimmt.  
 
Änderungen der Satzung der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH (etwa hinsichtlich 
Firma oder Gegenstand) sind nicht veranlasst. Eine Erhöhung des Stammkapitals 
der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH ist entbehrlich, da gem. § 54 Abs. 1 S. 1 Nr. 
1 UmwG Geschäftsanteile nicht zu gewähren sind.  
 
Auf die Klage gegen die Wirksamkeit dieses Verschmelzungsbeschlusses wird aus-
drücklich verzichtet. Darüber hinaus wird auf die Einhaltung der Vorschriften der §§ 
47, 49 UmwG verzichtet, also auf die Erfüllung der Pflicht zur vorherigen Unterrich-
tung und zur Auslegung der Jahresabschlüsse und Lageberichte der letzten drei 
Geschäftsjahre in den Geschäftsräumen der Gesellschaft. Es wird erklärt: Keiner 
der Gesellschafter hat die Verschmelzungsprüfung gemäß § 48 UmwG verlangt. 
Rein vorsorglich wird auf die Erstattung eines Verschmelzungsberichtes und eines 
Verschmelzungsprüfungsberichtes verzichtet.  
 
b)  
Der Geschäftsführer der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH und der RLG-
Verkehrsdienst GmbH wird angewiesen, den Verschmelzungsvertrag erst nach 
Vorliegen der erforderlichen Zustimmungen aufgrund von Beschlüssen in den 
Kreistagen und Räten der Gesellschafter sowie des positiven Abschlusses des An-
zeigeverfahrens gem. § 115 GO NRW notariell abzuschließen. Hierbei handelt es 
sich lediglich um eine Anweisung an den Geschäftsführer im Innenverhältnis der 
Gesellschaft, deren Einhaltung keine Voraussetzung für die Wirksamkeit der erteil-
ten Zustimmung zum Entwurf des Verschmelzungsvertrages ist und deren Einhal-
tung den beteiligten Rechtsträgern und dem Handelsregister gegenüber nicht 
nachzuweisen ist.  
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 
Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 
 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  702 
 

TOP                   
 

 

      
 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 
      

      

14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 24.07.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10.1-Fa  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 10 24 80      

 

Titel: Entsendung von Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat der RLG 
       gem. § 108a GO NRW 

 
Sachdarstellung: 

Am 14.07.2017 haben die Gesellschafter der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH die 
Änderung des Gesellschaftsvertrages aufgrund der Umsetzung der Vorgaben aus 
den §§ 108a und b GO NRW beschlossen. 
 
Die Beschäftigten der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH haben am 20.06. und 
21.06.2017 die aus der Anlage ersichtliche Vorschlagsliste gewählt.  
 
Die Bestellung der Arbeitnehmervertreter hat durch die Kreistage/Räte der an der 
Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH beteiligten Kreise/Städte/Gemeinden zu erfol-
gen.  
 
Beschlussvorschlag: 
 
Es wird beschlossen: 
 
1. Der Rat der Wallfahrtsstadt Werl bestellt gem. § 108a Abs. 3 GO NRW aus der 

anliegenden gewählten Vorschlagsliste der Beschäftigten der Regionalverkehr 
Ruhr-Lippe GmbH die Arbeitnehmervertreter gem. Ziffern 1- 5 in den Aufsichts-
rat der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH.  
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2. Für den Fall des Ausscheidens eines bestellten Arbeitnehmervertreters aus dem 
Aufsichtsrat der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH bestellt der Rat der Wall-
fahrtsstadt Werl bereits jetzt gem. § 108a Abs. 8 GO NRW aus dem noch nicht 
in Anspruch genommenen Teil der gewählten Vorschlagsliste als Nachfolger die 
Arbeitnehmervertreter gem. Ziffern 7-12 in der Reihenfolge der am meisten er-
haltenen Stimmen.  
 

3. Der Geschäftsführer der Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH wird angewiesen, 
die für den Aufsichtsrat bestellten Arbeitnehmervertreter über ihre Wahl zu in-
formieren.  
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.   
 

TOP             722 

 

 

      

 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 

      

      

14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 

 ja     nein 

Zustimmung 

 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 

 

Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 

Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 

                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 

Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 29.08.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10.1-Fa  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 10 24 61      

 

Titel: Ernennung eines Delegierten für die Verbandsversammlung des 
Lippeverbandes  

 
Sachdarstellung: 

 
Mit Beschluss des Rates vom 10.09.2015 wurden als Stimmgruppendelegierte in die 
Verbandsversammlung des Lippeverbandes (Amtsperiode 2015-2020) für die erste 

Hälfte der Amtsperiode Ratsherr Stache und für die zweite Hälfte Ratsherr Hörster 
entsandt. Ebenso wurde der Betriebsleiter des KBW, Herr Franz Josef Büker, als 

Delegierter in die Verbandsversammlung des Lippeverbandes entsandt.  
 
Mit Wirkung zum 01.02.2017 ist Herr Peter Hörster aus dem Rat der Wallfahrtsstadt 

Werl ausgeschieden. Durch das Ausscheiden des Herrn Hörster ist für die zweite 
Hälfte der Amtsperiode ein/e neue/r Stimmgruppendelegierte/r der Verbandsver-

sammlung des Lippeverbandes zu bestellen.  
 
Beschlussvorschlag: 

 
Es wird beschlossen, für die zweite Hälfte der Amtsperiode 2015 bis 2020 Rats-

herrn/Ratsfrau ………… zum Mitglied für die Stimmgruppe der Verbandsversammlung 
des Lippverbandes zu bestellen. 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  721 
 

TOP                   

 

 

      

 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 

      

      

14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 

 ja     nein 

Zustimmung 

 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 

 

Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 

Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 

                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 

Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 29.08.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10.1  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 10 32 11-Ov      

 

Titel: Bestellung von Vertretern für die 22. Mitgliederversammlung des 
Städte- und Gemeindebundes NRW (StGB NRW) 

 
Sachdarstellung: 

 
Die 22. Mitgliederversammlung des Städte- und Gemeindebundes NRW findet am 
23. November 2017 in der Stadthalle Düsseldorf statt. Gem. § 8 Abs. 2 der Sat-

zung des StGB NRW entsendet die Wallfahrtsstadt Werl sechs Delegierte in die 
Mitgliederversammlung, die gem. § 113 GO vom Rat zu bestellen sind. Der Bür-

germeister oder ein vom ihm vorgeschlagener Beamter oder Angestellter der 
Wallfahrtsstadt Werl muss gem. § 13 Abs. 2 GO NRW dazuzählen. Die Bestellung 
erfolgt gem. § 50 Abs. 3 GO NRW (Mehrheitswahl). Die übrigen fünf Vertreter 

sind gem. § 50 Abs. 4 GO NRW von den Ratsmitgliedern in entsprechender An-
wendung des § 50 Abs. 3 GO NRW (Bestimmungen für die Wahl der Ausschuss-

mitglieder) zu bestellen (CDU zwei, SPD ein Sitz. Zwei weitere Sitze sind per 
Losentscheid zwischen der SPD, der BG und den Grünen zu vergeben). 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 

Es wird beschlossen, den Bürgermeister als Vertreter für die 22. Mitgliederver-
sammlung des Städte- und Gemeindebundes NRW am 23. November 2017 in 

Düsseldorf zu bestellen. 
 
Als weitere Vertreter werden folgende fünf Ratsmitglieder bestellt: 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  711 
 

TOP                   

 

 

      

 Hauptausschusses 

 Rates  

 

am 

      

31.08.2017 

14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 

 ja     nein 

Zustimmung 

 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 

wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 

 

Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von 120 €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit 120 € zur Verfügung bei Sachkonto 5422 400000 

(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 

Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 

Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 

                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 

Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

Datum: 10.08.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 10.1-Ov  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 10/30 60 11     

 

Titel: Wahl des Schiedsmannes für den Schiedsamtsbezirk III 
 
Sachdarstellung: 

 
Am 23.10.2017 endet die vierte Amtszeit des Schiedsmannes für den Schieds-

amtsbezirk III, Herr Peter Lehmann, An der Ziegelei 28, Werl-Büderich, der in 
diesem Jahr das 78. Lebensjahr vollendet. Herr Lehmann ist bereit, das Schieds-
amt für eine weitere Amtszeit von fünf Jahren auszuüben. 

 
Zwar soll nach § 2 Abs. 4 Schiedsamtsgesetz (SchAG NRW) nicht zur Schiedsper-

son gewählt oder wiedergewählt werden, wer das 70. Lebensjahr vollendet hat, 
nach den Verwaltungsvorschriften (VV) zu § 2 SchAG NRW kann die Gemeinde 
aber je nach Lage des Einzelfalls unter besonderer Berücksichtigung des Interes-

ses an einer wirkungsvollen Schlichtungstätigkeit der Schiedsperson hiervon ab-
weichen. 

 
Mit einer 20-jährigen Amtszeit verfügt Herr Lehmann über viel Fachwissen und 
Erfahrung in der Schiedsamtstätigkeit, weshalb eine Wiederwahl vorgeschlagen 

wird. Das Amtsgericht Werl und der Bund Deutscher Schiedsmänner und 
Schiedsfrauen e.V. haben sich ebenfalls für eine Wiederwahl ausgesprochen und 

keine Bedenken geäußert.  
 

Als Schiedsmann des Bezirks III übernimmt Herr Lehmann als 1. Vertreter im 
Schiedsamtsbezirk I und als 2. Vertreter im Schiedsamtsbezirk II die Stellvertre-
tung der übrigen Schiedsämter. 
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Gem. § 3 SchAG NRW mit VV wählt der Rat der Wallfahrtsstadt Werl den 

Schiedsmann für den Schiedsamtsbezirk und der damit verbundenen Stellvertre-
tung in den übrigen Bezirken für eine Amtsdauer von fünf Jahren. Gleichzeitig 

wird die Vertretung der Schiedsperson geregelt. 
 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Es wird beschlossen, Herrn Peter Lehmann, An der Ziegelei 28, Werl-Büderich, 

für eine weitere Amtszeit von fünf Jahren zum Schiedsmann für den Schieds- 
amtsbezirk III (Büderich) und der damit verbundenen Stellvertretung in den üb-
rigen Schiedsamtsbezirken in der Wallfahrtsstadt Werl zu wählen. 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  725 
 

TOP                   

 

 
      
 Hauptausschusses 
 Rates  

 

am 
      
      
14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 
wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit 139.000 € zur Verfügung bei Sachkonto div. 
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 
Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 29.08.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 12  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ:            

 

Titel:  Genehmigung einer 
1. überplanmäßigen Aufwendung/Auszahlung gemäß § 83 GO NRW für 

bauliche Unterhaltungsmaßnahmen an der Stadthalle und  
2. außerplanmäßigen Verpflichtungsermächtigung gemäß § 85 Abs. 1 S. 2 

GO NRW für die Anschaffung eines Küchenblocks für die Stadthalle in 2018 
 
Sachdarstellung: 

 
Zu 1.: 

 
Aufgrund des baulichen Zustandes der Stadthalle sind noch im laufenden Haus-
haltsjahr notwendige Instandsetzungsmaßnahmen dringend erforderlich. 

 
a) Tiefkühler Wandverkleidung 

Durch ständige Frosteinwirkung konnte über beschädigte Fugen Feuchtigkeit in den 
Aufbau gelangen und die Vorsatzschale vom Mauerwerk ablösen. Das Gesundheits-
amt hat bei einer Routinekontrolle Beschädigungen bemängelt. Die schadhaften 

Vorsatzschalen sind zu demontieren und durch ISO-Wandelemente zu ersetzen. Die 
vorhandenen Türelemente bleiben im Bestand. 

 
b) Teleskop-Tribünenanlage 
Bei der Sachkundigenprüfung wurden die fehlenden Verbindungen der Tribünen im 

Vorderbereich sowie die nicht regelkonformen Geländer beanstandet. Die Tribünen 
sind mit Kopplungselementen nachzurüsten und die Geländer mit mobilen Netzan-

lagen zu ertüchtigen. 



 

 2 

c) Teppichboden Kegelbahn 

Der Teppichboden ist stark verschlissen und ist zu erneuern. 
 

d) Lüftungsregelung Klima großer Saal / kleiner Saal / Foyer 
Die Regelung stammt noch aus der Zeit der Errichtung des Gebäudes. Ersatzteile 
sind nicht mehr lieferbar. Zur Sicherstellung des laufenden Betriebes wird eine 

provisorische Übergangslösung mit einer Automationsstation (DDC 4200) zur Reali-
sierung der Grundfunktion hergestellt. Die Kosten für eine vollständige Erneuerung 

sind zu gegebener Zeit in die mittel- bzw. langfriste Investitionsplanung einzustel-
len.  
 

Die Kostenschätzung für Baukonstruktion, Technische Anlage sowie Baunebenkos-
ten (Maßnahmen a - d) beläuft sich auf:      226.000 € 

 
Deckung 
 

Für die Mängelbeseitigung bezüglich des Brandschutzes sowie für die Sanierung der 
WC-Anlage sind in den Jahresabschlüssen 2015 und 2016 Instandhaltungsrückstel-

lungen von 79.000 € gebildet worden. 
Die für 2017 geplante Instandsetzungsmaßnahme „Austausch der Glaspyramide am 

Vivarium“ wird in 2017 nicht mehr durchgeführt und im Haushaltsplan 2018 neu 
veranschlagt. Die in 2017 nicht benötigten Mittel in Höhe von 60.000 € können zur 
anteiligen Deckung der überplanmäßigen Aufwendungen herangezogen werden. 

 
Im Ergebnis verbleibt nach Abzug der Rückstellungen in Höhe von 79.000 € und der 

verfügbaren Mittel aus der Glaspyramide von 60.000 € eine restliche Deckungslücke 
von 87.000 €. 
 

Die Erträge aus der Gewerbesteuer haben sich in 2017 positiv entwickelt. Gegen-
wärtig sind Mehrerträge in Höhe von rd. 2,6 Mio. € zu verzeichnen. 

 
Plan:  12,0 Mio. € 
Ist: 14,6 Mio. € 

 
Die verbleibenden überplanmäßigen Aufwendungen von 87.000 € sollen über antei-

lige Mehrerträge der Gewerbesteuer in Höhe von 87.000 € gedeckt werden. 
 
 

Zu 2.: 
 

Der Küchenblock und der Kühltisch stammen noch aus der Zeit der Errichtung des 
Gebäudes (1981). Sicherheitsrelevante Anlagenteile können wirtschaftlich nicht 
mehr instand gesetzt werden oder Ersatzteile sind nicht mehr lieferbar. 

Der Küchenblock und der Kühltisch sind den heutigen Erfordernissen entsprechend 
zu erneuern, da sie für den Betrieb der Gastronomie und damit auch für das Ver-

mietungsgeschäft in der Stadthalle zwingend erforderlich sind. Die vorhandene 
Küchenabluftanlage ist von der Maßnahme nicht betroffen und bleibt unverändert. 
 

Die Kostenschätzung für die Investitionsmaßnahme „Anschaffung Küchenblock & 
Kühltisch“ beläuft sich auf:         140.000 € 

 
 

 



 

 3 

Deckung 

 
Die Deckung für die außerplanmäßige Ausgabe von 140.000 € erfolgt durch eine 

anteilige nicht benötigte Verpflichtungsermächtigung bei dem Basisabrechnungsob-
jekt 1201010692 „Prozessionsweg – Straßenausbau“ Bilanzkonto 0911 200000 in 
Höhe von 140.000 €. Eine Auftragsvergabe für die Straßenbaumaßnahme im lau-

fenden Haushaltsjahr wird nicht mehr erfolgen. 
 

 
Beschlussvorschlag: 
 

Es wird beschlossen, 
 

1. die überplanmäßigen Mehraufwendungen der Stadthalle für 2017 in Höhe von 

87.000 € bei dem Basisabrechnungsobjekt 1503010100 Sachkonto 5215 000000 zu 

genehmigen. Die Deckung erfolgt über Mehrerträge der Gewerbesteuer (Basisab-
rechnungsobjekt 1601010100 Sachkonto 4013 000000). 
 

2. die außerplanmäßige Verpflichtungsermächtigung der Stadthalle für 2018 in 

Höhe von 140.000 € bei dem Basisabrechnungsobjekt 1503010102 Sachkonto 0911 
200000 zu genehmigen. Die Deckung erfolgt durch die nicht mehr benötigte Ver-
pflichtungsermächtigung Prozessionsweg – Straßenausbau (Basisabrechnungsob-

jekt 1201010692 Sachkonto 0911 200000). 
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Rechnungsprüfungsamt 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.   712 a 
 

TOP                   

 

 
      
 Hauptausschusses 
 Rates  

 

am 
      
      
14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 
wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 
Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 07.09.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 14  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 14-Fr.      

 
 

Prüfung des Jahresabschlusses 2016 und Entlastung des Bürgermeisters 
 
 
Gemäß § 101 GO NW hat der Rechnungsprüfungsausschuss den Jahresabschluss der Ge-
meinde nach bestimmten Vorgaben zu prüfen und über Art und Umfang der Prüfung sowie 
über das Ergebnis der Prüfung einen Prüfungsbericht zu erstellen. Der Bestätigungsvermerk 
ist in den Prüfungsbericht aufzunehmen. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss bedient sich gemäß § 101 Abs. 8 GO NW zur Durchfüh-
rung der Prüfung der örtlichen Rechnungsprüfung. Die Rechnungsprüfung hat mit Zustim-
mung des Rechnungsprüfungsausschusses die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WRG Audit 
GmbH, Gütersloh, mit der Durchführung der Prüfung beauftragt.  
 
Gem. § 96 Abs. 1 GO NW stellt der Rat den vom Rechnungsprüfungsausschuss geprüften 
Jahresabschluss fest. Zugleich beschließt er über die Verwendung des Jahresüberschusses 
oder die Behandlung des Jahresfehlbetrages. Darüber hinaus entscheiden die Ratsmitglie-
der über die Entlastung des Bürgermeisters. 
 
Der Entwurf des Jahresabschlusses 2016 wurde am 12.07.2017 aufgestellt und dem Rat in 
seiner Sitzung am 13.07.2017 zugeleitet. 
 
Die WRG Audit GmbH hat den Jahresabschluss 2016 geprüft. Der Bericht, der allen Mitglie-
dern des Rates mit der Einladung zur Sitzung des Rechnungsprüfungsausschusses am 
06.09.2017 übersandt wurde, schließt mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 
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ab. Die örtliche Rechnungsprüfung schließt sich dem uneingeschränkten Bestätigungsver-
merk an. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in seiner Sitzung am 06.09.2017 den Bericht der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WRG Audit GmbH über die Prüfung des Jahresabschlusses 
2016 eingehend beraten und beschlossen, sich dem Bericht der WRG Audit GmbH mit dem 
abschließenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk (Anlage 1) anzuschließen. Das 
Ergebnis der Beratung des Rechnungsprüfungsausschusses ist in dem in Anlage 2 beigefüg-
ten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk zusammengefasst. 
 
Beschlussvorschlag: 
 

 
1. Der Jahresabschluss 2016, der mit einer Bilanzsumme von 229.414.124,50 € und in 

der Ergebnisrechnung mit einem Jahresüberschuss in Höhe von 2.265.230,28 € ab-
schließt, wird festgestellt. 

 
2. Der Jahresüberschuss 2016 in Höhe von 2.265.230,28 € wird der Ausgleichsrücklage 

zugeführt. 
 

3. Dem Bürgermeister wird gem. § 96 Abs. 1 GO NRW für die Haushaltsausführung des 
Jahres 2016 Entlastung erteilt. 

 

 
 
 







Anlage 2 zur Beschlussvorlage Nr. 712 a 
 
 
 
 

Schlussbericht 
des Rechnungsprüfungsausschusses der Wallfahrtsstadt Werl 

über  die Prüfung 
des Jahresabschlusses 2016 

 

-Bestätigungsvermerk- 
 
 

Die örtliche Rechnungsprüfung hat sich mit Zustimmung des Rechnungsprüfungsausschusses 
gem. § 103 Abs. 5 GO NW zur Prüfung des Jahresabschlusses 2016 der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WRG Audit GmbH, Gütersloh, bedient. 
 
Die WRG Audit GmbH hat den Jahresabschluss 2016 einschließlich Anhang und Lagebericht 
geprüft und einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in seiner Sitzung am 06.09.2017 den Prüfbericht der 
WRG Audit GmbH beraten und nach eingehender Prüfung beschlossen, sich dem Bericht 
über die Prüfung des Jahresabschlusses 2016 mit dem abschließenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk anzuschließen. 
 
Werl, den 06.09.2017 
 
 
 
______________________________  ___________________________________  

                       (May)                               (Fromme) 
              Vorsitzender des           Leiter der örtl. Rechnungsprüfung 

Rechnungsprüfungsausschusses   
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W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Rechnungsprüfungsamt 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  713 a 
 

TOP                   

 

 
 Rechnungsprüfungsausschuss 
 Hauptausschusses 
 Rates  

 

am 
 
      
14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 
wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 
Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 07.09.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. 14  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 14-Fr.      

 
 

Prüfung des Gesamtabschlusses 2010 und Entlastung des Bürgermeis-
ters 

 
Gem. § 116 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land NRW (GO NRW) hat die 
Gemeinde zum Schluss eines jeden Haushaltsjahres, erstmals zum 31.12.2010, 

neben dem Jahresabschluss auch einen Gesamtabschluss aufzustellen. Der Ge-
samtabschluss (Konzernabschluss) hat die Aufgabe, das Haushaltsergebnis der 

Gemeinde unter Berücksichtigung aller verselbstständigten Aufgabenbereiche so 
darzustellen, als ob es sich um ein einziges Unternehmen handelt. Der Gesamt-
abschluss besteht aus der Gesamtergebnisrechnung, der Gesamtbilanz und dem 

Gesamtanhang und ist um einen Gesamtlagebericht zu ergänzen. Darüber hinaus 
ist ein Beteiligungsbericht beizufügen. 

 
Der Entwurf des Gesamtabschlusses 2010 wurde durch die Verwaltung am 
12.07.2017 aufgestellt und dem Rat am 13.07.2017 zugeleitet. Der Rat hat den 

Entwurf zur Prüfung an den Rechnungsprüfungsausschuss verwiesen. Für die 
Prüfung des Gesamtabschlusses gelten analog die gleichen Vorschriften, wie für 

die Prüfung des Jahresabschlusses. 
 
Der Gesamtabschluss ist daraufhin zu prüfen, ob ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzlage 
des „Konzerns“ Wallfahrtsstadt Werl unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-

gemäßer Buchführung ergibt. Die Prüfung erstreckt sich auch darauf, ob die ge-
setzlichen Vorschriften, die sie ergänzenden Satzungen und sonstigen ortsrechtli-
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chen Bestimmungen beachtet worden sind. Ebenso ist zu prüfen, ob der Gesamt-

lagebericht im Einklang mit dem Gesamtabschluss steht und ob seine sonstigen 
Angaben nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 

und Finanzgesamtlage vermitteln. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss bedient sich gem. § 101 Abs. 8 GO NRW zur 

Durchführung der Prüfung der örtlichen Rechnungsprüfung. Die örtliche Rech-
nungsprüfung hat mit Zustimmung des Rechnungsprüfungsausschusses gem. § 

116 Abs. 6 i.V.m. § 101 Abs. 8 und § 103 Abs. 5 GO NRW die Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft WRG Audit GmbH, Gütersloh, mit der Prüfung beauftragt. 
 

Die WRG Audit GmbH hat den Gesamtabschluss 2010 geprüft. Der Bericht, der 
allen Mitgliedern des Rates mit der Einladung zur Sitzung des Rechnungsprü-

fungsausschusses am 06.09.2017 übersandt wurde, schließt mit einem uneinge-
schränkten Bestätigungsvermerk (Anlage 1) ab. Die örtliche Rechnungsprüfung 
schließt sich dem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk an.  

 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in seiner Sitzung am 06.09.2017 den Be-

richt der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WRG Audit GmbH über die Prüfung des 
Gesamtabschlusses 2010 eingehend beraten und beschlossen, sich dem Bericht 

der WRG Audit GmbH mit dem abschließenden Bestätigungsvermerk (Anlage 1) 
anzuschließen. Das Ergebnis der Beratung des Rechnungsprüfungsausschusses 
ist in dem in Anlage 2 beigefügten uneingeschränkten Bestätigungsvermerk zu-

sammengefasst. 
 

Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Gesamtabschluss 2010, der mit einer Bilanzsumme in Höhe von 

335.799.949,73 € und in der Gesamtergebnisrechnung mit einem Jahres-
fehlbetrag in Höhe von 6.530.996,00 € abschließt, wird festgestellt. 

2. Der Jahresfehlbetrag in Höhe von 6.530.996,00 € wird in Höhe von 
6.142.271,75 € der Ausgleichsrücklage und in Höhe von 388.724,25 € der 
Allgemeinen Rücklage entnommen. 

3. Dem Bürgermeister wird gem. § 116 Abs. 1 in Verbindung mit § 96 Abs. 1 
GO NRW für die Aufstellung des Gesamtabschlusses Entlastung erteilt. 

 
 
 

 







Anlage 2 zur Beschlussvorlage Nr. 713 a 
 
 
 
 

Schlussbericht 
des Rechnungsprüfungsausschusses der Wallfahrtsstadt Werl 

über  die Prüfung 
des Gesamtabschlusses 2010 

 

-Bestätigungsvermerk- 
 
 

Die örtliche Rechnungsprüfung hat sich mit Zustimmung des Rechnungsprüfungsausschusses 
gem. § 103 Abs. 5 GO NW zur Prüfung des Gesamtabschlusses 2010 der 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft WRG Audit GmbH, Gütersloh, bedient. 
 
Die WRG Audit GmbH hat den Gesamtabschlusses 2010 einschließlich Anhang und 
Lagebericht geprüft und einen uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat in seiner Sitzung am 06.09.2017 den Prüfbericht der 
WRG Audit GmbH beraten und nach eingehender Prüfung beschlossen, sich dem Bericht 
über die Prüfung des Gesamtabschlusses 2010 mit dem abschließenden uneingeschränkten 
Bestätigungsvermerk anzuschließen. 
 
Werl, den 06.09.2017 
 
 
 
______________________________  ___________________________________  

                       (May)                               (Fromme) 
              Vorsitzender des           Leiter der örtl. Rechnungsprüfung 

Rechnungsprüfungsausschusses   



 

 1 

W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Beschlussvorlage 
zur 

 öffentlichen 

 nichtöffentlichen Sitzung des  

 

Vorlage-Nr.  716 a 
 

TOP                   

 

 
 Rechnungsprüfungsausschusses 
 Hauptausschusses 
 Rates  

 

am 
      
      
14.09.2017 

 

Personalrat ist zu beteiligen 
 ja     nein 

Zustimmung 
 ist beantrag t   liegt vor 

Agenda-Leitfaden 
wurde berücksichtigt   ja  nein (Begründung s. Sachdarstellung)  nicht relevant 
 

Erträge und / oder Einzahlungen              nein  einmalig  jährlich in Höhe von       € 
 
Aufwendungen und / oder Auszahlungen  nein  einmalig  jährlich in Höhe von       €  
 

Haushaltsmittel stehen   nicht   nur mit       € zur Verfügung bei Sachkonto       
(Deckungsvorschlag s. Sachdarstellung) 
 

Folgekosten: 
Durch bilanzielle Abschreibungen  nein   jährlich in Höhe von       € 
Direkte Folgekosten durch z.B. Bewirtschaftung, Personal etc. 
                                               nein   einmalig   jährlich in Höhe von       € 
Nachrichtlich: 

Finanzierungskosten unter Berücksichtigung der Kreditfinanzierungsquote und eines derzeitigen durch-
schnittlichen Zinssatzes von      %   nein     jährlich in Höhe von       € 

 

Datum: 07.09.2017 Unterschrift S i c h t v e r m e r k e  

Abt. Finanzen  20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

AZ: 20 - St      

 

Titel: Prüfbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW für den Bereich der 
Zahlungsabwicklung 

 
Sachdarstellung: 

 
Im Rahmen der überörtlichen Prüfung hat die Gemeindeprüfungsanstalt NRW (GPA 
NRW) die Zahlungsabwicklung geprüft. 

Der Bericht ist allen Ratsmitgliedern mit der Einladung zur Sitzung des Rechnungs-
prüfungsausschusses am 06.09.2017 zugegangen. 

 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat den Prüfbericht der GPA in seiner Sitzung am 
06.09.2017 beraten und unterrichtet den Rat über das Ergebnis seiner Beratung. 

 
Auf die als Anlage beigefügte Stellungnahme des Rechnungsprüfungssauschusses 

wird verwiesen. 
 
 

Beschlussvorschlag: 
 

Es wird beschlossen, den Prüfbericht der Gemeindeprüfungsanstalt über die 
überörtliche Prüfung für den Bereich der Zahlungsabwicklung sowie das vom Rech-
nungsprüfungsausschuss festgestellte Ergebnis gem. § 105 Abs. 5 GO zur Kenntnis 

zu nehmen. 



 

       Anlage zur Beschlussvorlage 716 a 

 
Rechnungsprüfungsausschuss      

   der Stadt Werl 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
An die 
Damen und Herren 
des Rates der Wallfahrtsstadt Werl 
 
 
 
 
 
Prüfbericht der Gemeindeprüfungsanstalt NRW für den Bereich der Zahlungs-
abwickung 
 
Gem. § 105 Abs. 5 GO wurde dem Rechnungsprüfungsausschuss in seiner Sitzung 
am 06.09.2017 der Prüfungsbericht der Gemeindeprüfungsanstalt über die o.a. 
überörtliche Prüfung zur Beratung vorgelegt. 
 
Der Rechnungsprüfungsausschuss hat über den Bericht der Gemeindeprüfungsan-
stalt beraten.  
Soweit sich aus den Feststellungen und Empfehlungen der GPA Handlungsbedarfe 
ergeben, werden die erforderlichen Maßnahmen durch die Verwaltung weiter verfolgt 
bzw. vorbereitet.  
 
Werl, den 06.09.20017 
 
 
 
(May) 
Vorsitzender  

















W a l l f a h r t s s t a d t  W e r l  Der Bürgermeister 

Mitteilung 
zur  

 öffentlichen  

 nichtöffentlichen Sitzung des 

Nr .718 

 

       

 Hauptausschusses 

 Rates 

 

am        

am        

am  14.09.2017 

 

Datum: 20.03.17 Unterschrift S i c h t ve rm e r k e  

AZ 10 24 61 
 

20 FBL 
Allg. 

Vertreter 
BM 

Abt. 10.1-Ov     

 

Titel: Bericht über die Durchführung der in öffentlicher Sitzung 
 gefassten Beschlüsse des 1. Halbjahres 2017 

 
Sachdarstellung: 

 

Gemäß § 1 Nr. 4 der Zuständigkeitsordnung der Wallfahrtsstadt Werl 
(„Zuständigkeitsordnung des Rates“) hat die Verwaltung dem Rat einen 

halbjährlichen Bericht über die Umsetzung der Beschlüsse des laufenden 
Jahres vorzulegen. 

 
In der Ratssitzung am 10.02.2015 wurde vereinbart, in diesem Bericht nur 

noch die bislang nicht durchgeführten Beschlüsse aufzuführen. 
 

Mit dieser Mitteilung wird über die Durchführung der in öffentlicher 
Sitzung gefasster Beschlüsse des 1. Halbjahres 2017 berichtet. Darüber 

hinaus erfolgt in Ergänzung zur Mitteilung Nr. 643 (2. Halbjahr 2016, Rat 
am 26.04.2017) ein aktueller Sachstandsbericht.  












